Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3698 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Achten Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes (Gesetz nach § 246 LAG — 8. ÄndG LAG) 

- Drucksachen 1966, 1974, 2113, 2645, 2674, 2746, 2820, 
3208, 3322, zu 3322, 3446 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Kunze (Bethel) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 201. Sitzung am 4, April 
1957 beschlossene Achte Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes (Gesetz nach § 246 LAG — 8. ÄndG LAG) — Druck- 
sachen 1966, 1974, 2113, 2645, 2674, 2746, 2820, 3208, 3322, zu 
3322 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten 
Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 28. Juni 1957 


Der Vermittlungsausschuß 


Zinn 

Vorsitzender 


Kunze (Bethel) 
Berichterstatter 


Druck: Bonner Unlversitäts-Öuohjdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Achten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Gesetz nach § 246 LAG - 8. ÄndG LAG) 


1. Artikel I § 1 Nr. 4 (§ 6) erhält folgende 
Fassung: 

„4. § 6 erhält folgende Fassung: 

,§ 6 

Beitrag der öffentlichen Haushalte an 
den Ausgleidisfonds 

(1) Soweit in den Rechnungsjahren 
1955 bis 1958 das Aufkommen an Ver- 
mögensabgabe, Hypothekengewinnab- 
gabe und Kreditgewinnabgabe, auf das 
Rechnungsjahr bezogen, den Betrag von 
je 2600 Millionen Deutsche Mark nicht 
erreicht, leisten die Länder einschließ- 
lich des Landes Berlin den Unterschieds- 
Betrag zwischen dem Aufkommen und 
dem vorgenannten Betrag als Zuschuß 
an den Ausgleichsfonds, jedoch nicht 
mehr als 90 vom Hundert ihrer Auf- 
kommen an Vermögensteuer. Bei der 
Berechnung des Aufkommens an Ver- 
mögensabgabe, Hypothekengewinnab- 
gabe und Kreditgewinnabgabe werden 
Beträge, die auf Grund der vorzeitigen 
Ablösung von Lastenausgleichsaibgaben 
aufgekommen sind, je mit 5 vom Hun- 
dert als Aufkommen des Ablösung.s- 
jahres und der nachfolgenden Rech- 
nungsjahre angesetzt. Die Länder ein- 
schließlich des Landes Berlin lei- 
sten den Unterschiedsbetrag nach dem 
Verhältnis ihrer Aufkommen an Vermö- 
gensteuer im jeweils vorhergehenden 
Rechnungsjahr, mit Wirkung vom Rech- 
nungsjahr 1956 an jedoch nach dem 
Verhältnis ihrer Aufkommen an Ver- 
mögensteuer im jeweiligen Rechnungs- 
jahr. 


(2) In den Rechnungsjahren 1959 bis 
einschließlich 1978 leisten die Länder 
einschließlich des Landes Berlin an den 
Ausgleichsfonds einen Zuschuß in Höhe 
von 25 vom Hundert ihrer Aufkommen 
an Vermögensteuer im jeweiligen Rech- 
nungsjahr. 

(3) Soweit in den Rechnungsjahren 
1959 bis 1966 das Aufkommen aus den 
Lastenausgleichsabgaben (Absatz 1 
Satz 1 und 2) zusammen mit den Zu- 
schüssen der Länder nach Absatz 2 im 
Rechnungsjahr 1959 den Betrag von 
2600 Millionen Deutsche Mark, in den 
nachfolgenden Rechnungsjahren einen 
gegenüber dem Vorjahr jeweils um 50 
Millionen Deutsche Mark verringerten 
Betrag nicht erreicht, leisten der Bund 
und die Länder einschließlich des Lan- 
des Berlin den Unterschiedsbetrag als 
Zuschuß an den Ausgleichsfonds. Der 
Bund leistet ein Drittel dieses Zuschus- 
ses. Die Länder einschließlich des Lan- 
des Berlin leisten zwei Drittel nach dem 
Verhältnis ihrer Aufkommen an Ver- 
mögensteuer im jeweiligen Rechnungs- 
jahr. 50 vom Hundert der Leistungen 
der einzelnen Länder sind Tilgungen 
ihrer Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Ausgleichsfonds aus der darlehensweisen 
Gewährung von Mitteln der in § 348 
bezeichneten Art; § 348 Abs. 2 bleibt 
hierdurch unberührt. Soweit zur Durch- 
führung dieses Gesetzes vom Rech- 
nungsjahr 1967 an weitere Mittel erfor- 
derlich sind, stellt sie der Bund zur Ver- 
fügung. 

(4) Bund und Länder einschließlich 
des Landes Berlin leisten ferner an den 
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Ausgleichsfonds einen jährlichen Zu- 
schuß in Höhe von 50 vom Hundert 
des Jahresaufwandes des Ausgleichs- 
fonds für Unterhaltshilfe, höchstens je- 
doch in Höhe von 500 Millionen Deut- 
sche Mark. Der Bund leistet ein Drit- 
tel dieses Zuschusses. Die Länder ein- 
schließlich des Landes Berlin leisten 
zwei Drittel nach dem Verhältnis ihrer 
Steueraufkommen im jeweils vorherge- 
henden Rechnungsjahr. 

(5) Der Bund stellt dem Ausgleichs- 
fonds im Rechnungsjahr 1957 einen Be- 
trag von 100 Millionen Deutsche Mark 
zur Verfügung.'“ 

2. Artikel I § 1 Nr. 42 (§ 252) 

§ 252 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Bevorzugt zu befriedigen sind die An- 
sprüche von Geschädigten in hohem Lebens- 
alter sowie solche Ansprüche, bei denen die 
Hauptentschädigung der Abwendung oder 
Milderung sozialer Notstände dient. Ferner 
sind solche Ansprüche vordringlich zu be- 
rücksichtigen, bei denen die Hauptentschä- 
digung der Nachentrichtung freiwilliger 
Beiträge zu den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen dient oder nachweislich zur Bil- 
dung von land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen, von Grundvermögen oder von 
Betriebsvermögen oder zur Begründung 
oder Festigung der wirtschaftlichen Selb- 
ständigkeit beizutragen vermag.“ 

3. Artikel I § 1 Nr. 54 (§ 268) 

Nr. 54 erhält folgende Fassung: 


„54. In § 268 Abs. 1 und Abs. 2 wird je- 
weils die Zähl ,5000* durch die Zahl 
,6000* ersetzt.** 

4. Artikel I § 1 Nr. 62 (§ 276) 

In Artikel I § 1 Nr. 62 wird folgender 
Buchstabe c eingefügt: 

„c) In Absatz 4 Satz 5 wird die Zahl ,36* 
durch die Zahl ,45* ersetzt.“ 

Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d. 

5. Artikel I § 1 Nr. 85 Buchstabe b, Doppel- 
buchstabe bb (§ 323) 

a) Der zweite Halbsatz des Satzes 4 des 
neuen Absatzes 2 des § 323 erhält fol- 
gende Fassung: 

„dies gilt letztmals für Ablösungsbe- 
träge, die in den Erträgen der Hypo- 
thekengewinnabgabe des Rechnungsjah- 
res 1962 enthalten sind.“; 

b) nach dem Wort „zusätzlich“ in den 
Sätzen 4 und 5 werden jeweils die 
Worte eingefügt „zu den nach Absatz 1 
bereitzustellenden Mitteln“. 

6. Artikel I § 1 Nr. 96 Buchstabe a (§ 348) 

§ 348 Abs. 2 Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„In den Rechnungsjahren 1967 bis 1982 ist 
die am 31. März 1967 noch bestehende 
Verbindlichkeit mit je einem Sechzehntel 
zu tilgen. Diese Verbindlichkeit ist derart 
zu berechnen, daß auf den 31. März 1967 
die nach § 6 Abs. 3 Satz 4 als Tilgungen 
geltenden Leistungen der Länder in einer 
Summe abzusetzen sind,“ 
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